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Nationalratserklärung zur Katastrophe im Lötschental 

Die Jahrhundertkatastrophe von Blatten wirkt noch immer nach – auch bei den Parlamentarierinnen 

und Parlamentariern, die am 2. Juni zum Start der Sommersession zusammengekommen sind. 

Nationalratsratspräsidentin Maja Riniker sprach gleich zum Auftakt der Beratungen von einem 

«Moment der Fassungslosigkeit», als man die Bilder aus Blatten und Ried am letzten Mittwoch gesehen 

habe. «Die Urgewalt der Natur hat ein uraltes, wunderschönes Walliser Dorf ausgelöscht.»  

 

Es seien nicht bloss Häuser, Stadl und Strassen zerstört worden, sagt Riniker sichtlich betroffen. «Es war 

die Heimat von Hunderten Menschen, ihre Wohnungen, ihr Hab und Gut, ihre Tiere. Vor allem aber ihre 

persönlichen Erinnerungen und viel Liebgewonnenes, das nun unter Schutt, Geröll und Wassermassen 

begraben ist.» 

 

Die FDP-Politikerin erinnerte auch an andere Katastrophen, von Bondo über Brienz bis ins Maggia- und 

Saastal: die Natur könne ganze Existenzen innert Minuten verändern. «Im Namen unseres Rates sage 

ich allen Bewohnerinnen und Bewohnern von Blatten und Ried: wir fühlen mit Ihnen und denken an 

Sie.» 

 

Und Riniker verspricht: «Wenn wir von der Politik gefordert sind, werden wir mithelfen, dass Sie sich 

eine neue Heimat in den Walliser Bergen schaffen können.» Zudem sei es Aufgabe des Parlaments, alles 

in seiner Macht Stehende zu tun, um die Prävention von Naturkatastrophen und ihre Bewältigung 

bestmöglich zu gewährleisten. 

 

 

Bund soll für Kredite von Autoverladen bürgen 

Der Bund soll nach dem Willen des Nationalrats Betreiber von Verladestationen künftig mit 

Solidarbürgschaften unterstützen können. Die grosse Kammer hat einer entsprechenden Vorlage ihrer 

Verkehrskommission zugestimmt. Als Nächstes muss sich der Ständerat mit der Sache befassen. Ziel der 

Neuregelung ist es, dass sich die Autoverlade günstiger Geld leihen können bei der Beschaffung von 

neuem Rollmaterial, da der Bund für die Kredite bürgt. Das gleiche Instrument gibt es heute schon für 

Unternehmen im regionalen Personenverkehr. Der Bundesrat war mit den Gesetzesänderungen 

einverstanden. Auf diese Weise sinke auch der Subventionsbedarf, argumentierte er. 

 

 

Räte nähern sich bei Schaffung einer thermischen Stromreserve an 

Die eidgenössischen Räte haben sich bei der Differenzbereinigung zur Vorlage für die Schaffung einer 

thermischen Stromreserve einander angenähert. So strich die grosse Kammer analog zum Ständerat die 

Förderung von WKK-Anlagen aus dem Stromversorgungsgesetz. Dies aber denkbar knapp – mit 97 

gegen 94 Stimmen bei einer Enthaltung – und gegen einen entsprechenden Minderheitsantrag von 

Nicolo Paganini (Mitte/SG), der die Förderung dieser Wärme-Kraft-Kopplungs-Anlagen im Gesetz 

verankern wollte. Auch bei der Ermittlung der Entschädigung für grosse Stromverbraucher, die im Falle 

einer Mangellage vom Netz gehen sollen, ging der Nationalrat auf den Ständerat zu. Die grosse Kammer 

votierte stillschweigend dafür, dass die Bereitschaft zur Teilnahme an dem Mechanismus mit 

Ausschreibungen ermittelt werden soll. 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

Nationalrat startet Marathondebatte zur SRG-Initiative 

Der Nationalrat hat seine Beratungen zur Volksinitiative «200 Franken sind genug» aufgenommen. Das 

von SVP-Kreisen lancierte Volksbegehren verlangt eine Senkung der Gebühren für Radio und Fernsehen 

von heute 335 auf künftig 200 Franken pro Jahr. Entscheide fällte die grosse Kammer noch keine. Auf 

der Rednerliste haben sich nicht weniger als 76 Nationalrätinnen und Nationalräte eingetragen. In der 

Debatte wurden grundsätzliche Meinungsverschiedenheiten zur Zukunft des medialen Service public in 

der Schweiz deutlich. Die Debatte wird in der zweiten Sessionswoche fortgesetzt. 

 

 

Parlament will modernere Rechtsgrundlage für Nationalbibliothek 

National- und Ständerat haben ihre Differenzen bei der Modernisierung des Gesetzes über die 

Schweizerische Nationalbibliothek beigelegt. Das modernisierte Gesetz überträgt dieser Institution neu 

die Pflicht, auch elektronisch verfügbare Informationen mit einem Schweiz-Bezug zu sammeln, zu 

erschliessen und zu erhalten. Das Geschäft ist Teil der Kulturbotschaft 2025-2028 des Bundesrats. Der 

Nationalrat lehnte im letzten Dezember eine Regelung ab, gemäss welcher Rechteinhaber keine 

Vergütung erhalten. Bei der zweiten Beratung des Gesetzes setzte sich nun in der grossen Kammer ein 

Kompromissvorschlag durch. Er sieht vor, dass der Zugriff auf nicht frei zugängliche Inhalte nur vor Ort 

in der Nationalbibliothek möglich ist. Die Online-Konsultation solcher Werke wird Nutzerinnen und 

Nutzern gewährt, deren Identität überprüft wurde. Weiter wird die Nationalbibliothek zur 

Unterstützung der Kulturschaffenden einen jährlichen Beitrag in den Kulturfonds einer 

Verwertungsgesellschaft einzahlen müssen. 

 

 

Nationalrat stimmt für Änderung im Strahlenschutzgesetz 

Der Bundesrat soll künftig bestimmen können, in welchem Umfang Kernkraftwerkbetreiber die vollen 

Kosten für die Verteilung von Jodtabletten übernehmen müssen. Der Nationalrat hat einer 

entsprechenden Änderung im Strahlenschutzgesetz zugestimmt und so das Verursacherprinzip 

präzisiert. Bundesrat und Nationalrat wollen im geänderten Kernenergiegesetz festlegen, dass die AKW-

Betreiber in einem bestimmten Umkreis um die Anlage die Jodtabletten finanzieren müssen. Ausserhalb 

dieses Gebiets sollen die AKW-Betreiber die Hälfte der Kosten übernehmen. Heute werden Jodtabletten 

im Umkreis von 50 Kilometern um ein Kernkraftwerk verteilt. Wenn Tabletten nach einem schweren 

Unfall in einem Werk rechtzeitig eingenommen werden, dann soll verhindert werden, dass sich 

radioaktives Jod in der Schilddrüse anreichert und Krebs verursachen kann. Als Nächstes beschäftigt sich 

der Ständerat mit der Vorlage. 

 

 

Nationalrat will besseren Versicherungsschutz für junge Menschen 

Der Nationalrat will vor dem Versicherungsalter verunfallte Menschen besser schützen und hat eine 

entsprechende Änderung des Unfallversicherungsgesetzes (UVG) gutgeheissen. Im Falle von Spätfolgen 

sollen sie künftig ebenfalls Anspruch auf Taggelder haben. Als Nächstes muss sich der Ständerat mit 

dem Geschäft befassen. Gemäss Vorlage sollen Rückfälle oder Spätfolgen im Zusammenhang mit einem 

Unfall, der nicht nach UVG versichert war und sich vor Vollendung des 25. Lebensjahres ereignet hat, 

künftig als Nichtberufsunfälle gelten. Betroffene sollen einen Anspruch auf Taggelder für höchstens 720 

Tage begründen können. Wenn eine noch nicht berufstätige Person heute verunfallt, werden die 

medizinischen Kosten von ihrer Krankenkasse übernommen. Erleidet sie nach Aufnahme ihrer 

Erwerbstätigkeit einen Rückfall oder leidet unter Spätfolgen, erhält sie laut dem UVG keine Taggelder.  

 



 

 

 

 

 

 

 

Dies, da sie zum Zeitpunkt des Unfalls noch nicht versichert war. Der Erwerbsausfall wird zwar vom 

Arbeitgeber versichert, allerdings nur für eine befristete Zeit. 

 

 

Räte wollen Bewegung bei Dolmetschleistungen im Gesundheitswesen 

Das Parlament will einheitliche Kriterien für die Kostenübernahme von 

Gebärdensprachdolmetschleistungen im Gesundheitswesen. Nach dem Ständerat hat auch der 

Nationalrat den Bundesrat aufgefordert, diese Kriterien zu schaffen. Der Bundesrat lehnte die Motion, 

welche von der Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Ständerats (SGK-S) stammt, ab. 

Er unterstütze das allgemeine Ziel, die Vergütung von Gebärdensprachdolmetschleistungen 

einheitlicher zu regeln, sagte Bundesrätin Elisabeth Baume-Schneider. Eine Gesetzesänderung sei aber 

nicht notwendig. 

 

 

Parlament einigt sich auf Individualbesteuerung 

In Zukunft soll jede einzelne Person, unabhängig vom Zivilstand, eine eigene Steuererklärung ausfüllen. 

Das Parlament hat sich darauf geeinigt, wie diese Individualbesteuerung umgesetzt werden soll. 

Umstritten war zum einen der Kinderabzug bei der Bundessteuer. Hier ist der Ständerat dem Nationalrat 

und damit auch dem Bundesrat gefolgt. Künftig sollen beide Elternteile je die Hälfte der neu 

vorgeschlagenen 12'000 Franken abziehen können. Falls ein Elternteil zu wenig verdient für einen 

Abzug, dann sollen die 6000 Franken nicht auf den anderen Elternteil übertragen werden und verfallen 

somit. Der Ständerat fällte seinen Entscheid knapp mit 23 zu 22 Stimmen – mit dem Stichentscheid von 

Präsident Andrea Caroni von der FDP. Zudem wollen National- und Ständerat die finanziellen Verluste 

für den Bund und die Kantone bei Einführung der Individualbesteuerung tiefer halten als vom Bundesrat 

beantragt, nämlich bei rund 600 Millionen Franken. Die Vorlage ist nun bereit für die 

Schlussabstimmung. Sie ist ein indirekter Gegenentwurf des Bundesrates zur 

Steuergerechtigkeitsinitiative der FDP-Frauen. Heute werden in der Schweiz Verheiratete und 

eingetragene Paare gemeinsam besteuert. Dies kann dazu führen, dass sie mehr Steuern bezahlen 

müssen als unverheiratete Paare – etwa dann, wenn beide Partner einer Erwerbstätigkeit nachgehen. 

 

 

Nationalrat nimmt Staatsrechnung 2024 mit 125 Stimmen an 

Die Staatsrechnung schliesst mit einem Defizit von rund 80 Millionen Franken. Nach den Sprecherinnen 

und Sprechern der einzelnen Fraktionen äusserte sich Bundesrätin und Vorsitzende des 

Finanzdepartements Karin Keller-Sutter zur Staatsrechnung. Das Defizit sei tiefer als vorgängig 

budgetiert. Positiv sei ausserdem, dass der Bund kein Einnahmeproblem habe. Sie betonte weiter: «Ich 

muss Ihnen sagen, das Entlastungspaket ist dringend nötig.» Die Bundesrätin empfahl abschliessend, 

die Vorlage der Staatsrechnung 2024 anzunehmen. Die Vorlage zur Staatsrechnung 2024 ist daraufhin 

mit 125 zu 61 Stimmen bei zwei Enthaltungen angenommen worden. 

 

 

Schweiz spricht sich für Pflichtbeitrag zur EU-Forschung aus 

Durch die Zahlung eines Pflichtbeitrags soll sich die Schweiz erneut den vollständigen Zugang zu den EU-

Forschungsprogrammen sichern. Dieser Meinung sind die eidgenössischen Räte. Der Nationalrat hat als 

Zweitrat einem entsprechenden Nachtragskredit zugestimmt. 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

Die Wiederassoziierung der Schweiz an die Forschungsprogramme war Teil der Verhandlungen über das 

Gesamtpaket Schweiz-EU. Seit Anfang Jahr können Forschende wieder an fast allen Ausschreibungen 

von Horizon Europe, Euratom sowie Digital Europe teilnehmen. Die Übergangsbestimmung ist mit 

einem Pflichtbetrag verbunden. Der Bundesrat beantragt dafür 666 Millionen Franken. Gestern hatte 

die kleine Kammer grünes Licht dafür gegeben, heute folgt ihr die grosse Kammer – mit 120 zu 65 

Stimmen bei drei Enthaltungen. Das Geschäft ist damit bereinigt. 

 

 

Parlament einigt sich bei letzten Details der grossen Zollreform 

Nach fast drei Jahren haben die eidgenössischen Räte die letzten Differenzen bei der umfangreichen 

Reform des Zollgesetzes ausgeräumt. Ziel der Totalrevision ist es, Verfahren zu vereinfachen und die 

Digitalisierung im Zollwesen umzusetzen. Der Nationalrat hat noch über eine Differenz im Alkoholgesetz 

beraten. Schliesslich hat man sich darauf geeinigt, dass es bei der Einfuhr-Besteuerung von Spirituosen 

keine Praxisänderung geben soll. Das Geschäft ist damit bereit für die Schlussabstimmungen. Für die 

Bevölkerung wird die Reform kaum spürbar sein. So haben die Räte beispielsweise beschlossen, dass 

bei der Einfuhr in die Schweiz auch in Zukunft alle Waren angemeldet werden müssen. 

 

 

Unternehmen sollen Verluste länger von Steuern abziehen können 

Unternehmen sollen Verluste künftig länger von den Steuern abziehen können, nämlich während 10 

statt 7 Jahren. Dieser Meinung ist der Nationalrat. Er hat eine entsprechende Gesetzesreform 

gutgeheissen – gegen den Willen des Bundesrats und der Ratslinken. Mit 127 zu 64 Stimmen sagte die 

grosse Kammer Ja zu Änderungen im Gesetz über die direkte Bundessteuer und im 

Steuerharmonisierungsgesetz. Dafür waren die SVP-, FDP- und Mitte-Fraktion sowie die GLP. Die SP und 

Grüne lehnten die Vorlage ab. Das Geschäft geht nun weiter an den Ständerat. Die Verlängerung der 

Verlustverrechnungsperiode hatte das Parlament mit einer überwiesenen Motion verlangt. Von der 

Covid-19-Pandemie betroffene Unternehmen sollen sich so besser erholen können, lautete der Tenor. 

Die Änderung soll für Verluste ab dem Jahr 2020 gelten. 

 

 

Parlament heisst eine Stärkung des Kartellzivilrechts gut 

Privatpersonen und die öffentliche Hand sollen künftig Zivilklage führen können, wenn unzulässige 

Wettbewerbsbeschränkungen sie treffen. Das Parlament hat das Kartellrecht entsprechend angepasst. 

Der Nationalrat hat als zweite Kammer die Teilrevision des Kartellgesetzes mit 120 zu 58 Stimmen und 

mit 12 Enthaltungen gutgeheissen. Die Vorlage geht wegen umstrittener Punkte zurück an den 

Ständerat. Neben der modernisierten, an internationale Standards angeglichenen Fusionskontrolle und 

einem verbesserten Widerspruchsrecht ist eine Stärkung des Kartellzivilrechts Teil der Vorlage. Nach 

Angaben des Bundesrates sind Zivilprozesse zu Kartellrechtsverletzungen selten; die Revision soll den 

Weg dafür ebnen. Wer von unzulässigen Wettbewerbsbeschränkungen betroffen sei, wähle oft den 

grundsätzlich kostenlosen Weg über das Verwaltungsverfahren, schrieb der Bundesrat. Auch wenn dann 

keine Ansprüche auf Schadenersatz, Genugtuung und Gewinnherausgabe gestellt werden könnten. 

 

 

Mehr finanzielle Sicherheit nach Scheidungen auf Bauernbetrieben 

Auf Bauernbetrieben mitarbeitende Ehepartnerinnen und -partner sollen bei einer Scheidung finanziell 

besser abgesichert werden. Mit 170 zu 12 Stimmen und mit 4 Enthaltungen stimmte der Nationalrat 

den Vorschlägen des Bundesrates zu. 



 

 

 

 

 

 

 

In der Landwirtschaft sind besonders Frauen finanziell oft von ihren Partnern abhängig. Es ist kaum 

möglich, Partnerinnen und Partner, die im Landwirtschaftsbetrieb mitarbeiten, am Geschäft zu 

beteiligen. Kommt es zu einer Scheidung, stehen viele Partnerinnen und Partner von 

landwirtschaftlichen Betriebsleitern und -leiterinnen finanziell vor dem Nichts. Die vom Parlament 

verlangte Vorlage will deshalb die Mitarbeit der Partner auf dem Betrieb regeln. Verheiratete oder in 

eingetragener Partnerschaft lebende Betriebsleitende sollen eine gemeinsame Beratung und die 

Regelung der Mitarbeit wahrnehmen müssen. Das soll Voraussetzung werden für Finanzhilfen für 

einzelbetriebliche Strukturverbesserungen. 

 

 

Nationalrat sagt Ja zu Armeebeschaffungen für 1.7 Milliarden 

Die Munitions-Milliarde ist zwar abgeschmettert worden. Gelder für die Armee will der Nationalrat aber 

trotzdem sprechen: Rund 1.7 Milliarden Franken will die grosse Kammer für den Kauf von 

Rüstungsgütern und für modernere Truppenunterkünfte ausgeben. Der Nationalrat hat damit die 

Kreditanträge in der Armeebotschaft 2025 gutgeheissen. Mit 130 zu 54 Stimmen bei 8 Enthaltungen 

sagte er Ja zum Rüstungsprogramm, und ohne Gegenstimme hiess er das Immobilienprogramm für die 

Armee gut. Und er sagte Ja zur Ausmusterung der F-5-Tiger, mit denen die Patrouille Suisse fliegt. Dass 

knapp zwei Drittel der Kredite für Artillerie und damit für die Ausrüstung ausgegeben werden sollen, 

kritisierten SP und Grüne. Ein konventioneller Bodenkrieg sei keine Bedrohung. Heutige Risiken seien 

neue Kampfmittel, Cyberattacken und terroristische Angriffe. 

 

Zusatzmilliarde für Munition abgelehnt: Die Sicherheitslage in Europa ist angespannt. Viele Länder 

rüsten auf – so auch die Schweiz. Wenn es im Parlament um mehr Geld für neue Rüstungsgüter geht, 

läuft es meistens so: Links ist dagegen, Bürgerliche sind dafür. Im Nationalrat lief es diesmal anders: Ein 

bürgerlicher Antrag zur Beschaffung von Kriegsmunition für 1 Milliarde Franken ist selbst im eigenen 

Lager auf Ablehnung gestossen. Die Sicherheitspolitische Kommission wollte das Rüstungsprogramm 

mit einer Milliarde Franken für den Kauf von Munition aufstocken. Bestimmt wäre diese unter anderem 

für die bodengestützte Luftverteidigung. Die Schweiz müsse sich rechtzeitig Lieferungen sichern 

können, so das Argument. Auch aufgrund des Spardrucks beim Bund ist die Zusatzmilliarde nun aber 

abgelehnt worden. Der Entscheid fiel mit 97 zu 77 Stimmen. 

 

 

Nationalrat will bei Sicherheitsdienstpflicht vorwärtsmachen 

Schweizer Männer sollen nach dem Willen des Nationalrats möglichst bald entweder beim Militär oder 

beim Katastrophenschutz Dienst leisten müssen. Die grosse Kammer will rasch eine 

Sicherheitsdienstpflicht einführen. Der Nationalrat hat eine entsprechende Motion angenommen. 

Gegen den Vorstoss der Sicherheitspolitischen Kommission des Nationalrats (SIK-N) stellten sich die 

Ratslinke, die GLP und der Bundesrat. Die Motion geht an den Ständerat. Stimmt auch er zu, würde als 

neue Organisation der Katastrophenschutz geschaffen. In dieser würden der heutige Zivilschutz und der 

Zivildienst aufgehen. Die Kommissionsmehrheit argumentierte, es müsse sichergestellt werden, dass 

Armee und Zivilschutz auch künftig genügend Personal zur Verfügung stehe. Der Bundesrat beantragte 

erfolglos die Ablehnung der Motion. Er wollte zunächst abklären, welche Folgen die Neuregelung auf 

die Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen hätte. 

 

 

Bern, im Juni 2025 

David Zuberbühler 


